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GLEICHBEHANDLUNG VON MÄNNERN UND FRAUEN IN EINEM 
DIENSTVERHÄLTNIS – WIEDER EIN AKTUELLES THEMA 
 
 
I. EUROPÄISCHE GESETZGEBUNG 
 

Im Mai 2023 wurde die Richtlinie 

(EU) 2023/970 des Europäischen Parlaments 

und des Rates zur Stärkung der Anwendung des 

Grundsatzes des gleichen Entgelts für Männer 

und Frauen bei gleicher oder gleichwertiger 

Arbeit durch Entgelttransparenz und Durchset-

zungsmechanismen verabschiedet, und die Mit-

gliedstaaten sind verpflichtet, diese Richtlinie 

bis zum 07.06.2026 in nationales Recht umzu-

setzen. 

 

Für einige Mitgliedstaaten stellt diese Richtlinie 

keine grundlegende Änderung dar, da sie die 

Grundsätze der Transparenz und des gleichen 

Entgelts bereits seit langem anwenden. 

 

Für andere Mitgliedstaaten stellt diese Richtli-

nie wiederum eine bedeutende Veränderung 

dar, da die Rechtssysteme derartige Verpflich-

tungen in diesem Umfang noch nicht kennen 

und auch die Praxis in den jeweiligen National-

staaten in dieser Hinsicht noch nicht so weit 

fortgeschritten ist. Wissen Sie, dass die Diffe-

renz zwischen der Vergütung von Männern und 

Frauen in vielen europäischen Ländern, wie 

Tschechien, Frankreich, Finnland, Slowakei, 

Ungarn, der Bundesrepublik Deutschland, Ös-

terreich und Estland 15 % und mehr beträgt 

(Stand 12/2022)?      

 

Zwischen den EU-Ländern gibt es daher erheb-

liche Unterschiede, was die Gleichbehandlung 

von Männern und Frauen in Bezug auf Arbeits-

entgelt sowie die Entgelttransparenz betrifft, 

wobei diese Richtlinie zu deren Beseitigung 

beitragen soll. 

 

II. „ALTE NEUE AUFGABEN” FÜR 
DIE UNTERNEHMEN  

Welche wichtigsten Verpflichtungen führt die 

Richtlinie für die Unternehmen ein? Hier eine 

kurze Zusammenfassung:  

Die Entgelttransparenz vor der Beschäftigung 

enthält die Pflicht den Stellenbewerber vor dem 

Vorstellungsgespräch über das Einstiegsentgelt 

oder dessen Spanne, ggf. über den Tarifvertrag 

zu informieren. Es soll nicht zulässig sein, den 

Stellenbewerber nach seiner Entgeltentwick-

lung befragen zu dürfen.  

Das Entgelttransparenz- und Auskunftsrecht 

führt das Recht des Arbeitnehmers ein, über die 

objektiven und geschlechtsneutralen Kriterien 

hinsichtlich der Festlegung seines Entgelts, Ent-

gelthöhe und Entgeltentwicklung sowie über 

die durchschnittliche Entgelthöhe für die glei-

che Arbeit informiert zu werden. Darüber hin-

aus darf der Arbeitnehmer nicht daran gehindert 

werden, sein Entgelt offenzulegen, anders lau-

tende Vertragsbedingungen werden verboten.  

Es soll eine detaillierte verpflichtende Bericht-

erstattung über das Entgeltgefälle zwischen 

Männern und Frauen für Arbeitgeber mit 100 

oder mehr Arbeitnehmern an die zuständigen 

nationalen Behörden erfolgen. Die Frequenz 

und der Zeitpunkt der Berichterstattung hängen 

von der Anzahl der Arbeitnehmer (jährliche Be-

richte, Berichte alle drei Jahre) ab. Diese Ar-

beitgeber werden weiterhin verpflichtet, in be-

stimmten Fällen gemeinsame Lohnbeurteilun-

gen mit Arbeitnehmervertretern durchzuführen. 
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Im Allgemeinen soll die Richtlinie sicherstel-

len, dass der Unterschied in der durchschnittli-

chen Höhe des Entgelts zwischen Frauen und 

Männern – gender pay gap – in einer Gruppe 

von Arbeitnehmern nicht mehr als 5 % beträgt, 

es sei denn, der Unterschied ist durch objektive 

und geschlechtsneutrale Kriterien gerechtfer-

tigt. 

Hält sich ein Arbeitnehmer durch Nichtanwen-

dung des Grundsatzes des gleichen Entgelts in 

seinen Rechten für verletzt, trägt in einem 

Streitfall vor einer Behörde oder Gericht immer 

der Arbeitgeber die Beweislast dafür, dass keine 

unmittelbare oder mittelbare Entgeltdiskrimi-

nierung vorliegt. 

Wird eine solche Diskriminierung im Zusam-

menhang mit dem Grundsatz des gleichen Ent-

gelts nachgewiesen, hat der Arbeitnehmer An-

spruch auf vollständigen Schadenersatz, ein-

schließlich des Ersatzes des immateriellen 

Schadens. 

III. ÖFFENTLICHE AUFTRÄGE UND 
KONZESSIONEN 
 

Unternehmen, die sich an öffentlichen Aufträ-

gen und Konzessionen beteiligen, müssen die 

Verpflichtungen im Zusammenhang mit dem 

Grundsatz des gleichen Entgelts und der Ent-

gelttransparenz strikt einhalten.  

Die Mitgliedstaaten werden die Möglichkeit ha-

ben, im Rahmen ihrer nationalen Vorschriften 

erhebliche Sanktionen für Verstöße einzufüh-

ren, z. B. die Möglichkeit der Kündigung des 

öffentlichen Vertrags, den Ausschluss von der 

Teilnahme am Vergabeverfahren usw. 

Ein gender pay gap ≤ 5 % in einer Gruppe von 

Arbeitnehmern, ist strikt einzuhalten. 

 
IV. WAS KÖNNEN WIR IHNEN EMP-
FEHLEN?  

- Verfolgen Sie den Prozess der Umsetzung 

der Richtlinie in nationales Recht und den-

ken Sie daran, dass einzelne Mitgliedstaa-

ten noch strengere Verpflichtungen einfüh-

ren können. 

- Überprüfen Sie die Vergütungspolitik in 

Ihrem Unternehmen und passen diese ggf. 

an, mit besonderem Fokus auf die Festle-

gung von Vergütungskriterien, die objektiv 

und geschlechtsneutral sein müssen und 

gleichzeitig die Fähigkeiten, den Einsatz, 

die Verantwortung und die Arbeitsbedin-

gungen widerspiegeln müssen. 

 

- Überprüfen Sie die Musterarbeitsverträge, 

mit besonderem Fokus auf die entspre-

chende Festlegung der Vergütung und der 

Beseitigung unwirksamer Vereinbarungen.  

 

Beschäftigt Ihr Unternehmen mehr als 150 Mit-

arbeitende? Dann bereiten Sie sich auf eine re-

gelmäßige Berichterstattung beginnend ab dem 

07.06.2027 vor. 

 

Beteiligt sich Ihr Unternehmen an öffentlichen 

Aufträgen und Konzessionen? Dann denken Sie 

daran, dass die Nichteinhaltung des Grundsat-

zes der Entgeltgleichheit und Entgelttranspa-

renz erhebliche Strafen nach sich ziehen kann.   

 

Für weitere Informationen über die Gesetzge-

bung in den einzelnen Mitgliedsstaaten wenden 

Sie sich gerne an die Expert:innen der Schind-

helm Allianz.  

 

Unsere Kolleginnen und Kollegen, die den Um-

setzungsprozess verfolgen, werden Sie zu gege-

bener Zeit in nationalen Newslettern über anste-

hende Neuerungen informieren. 

 

KONTAKT 
 

Bulgarien: 

Cornelia Draganova 

Cornelia.Draganova@schindhelm.com 

 

China:  

Marcel Brinkmann 

Marcel.Brinkmann@schindhelm.com 

 

Deutschland (Hannover):  

Viola Rust-Sorge 

Viola.Rust-Sorge@schindhelm.com 
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Deutschland (Osnabrück):  

Bernhard Heringhaus 

Bernhard.Heringhaus@schindhelm.com 

 

Frankreich: 

Maurice Hartmann 

Maurice.Hartmann@schindhelm.com 

 

Italien:  

Anna Pozzato 

Anna.Pozzato@schindhelm.com 

 

Österreich:  

Roland Heinrich 

R.Heinrich@scwp.com 

 

Polen:  

Katarzyna Gospodarowicz 

Katarzyna.Gospodarowicz@sdzlegal.pl 

 

Rumänien:  

Rares-Marin Bogdan 

Rares.Bogdan@schindhelm.com 

 

Tschechien/Slowakei:  

Monika Wetzlerova 

Wetzlerova@saxinger.com 

 

Türkei:  

Müge Şengönül 

Muge.Sengonul@schindhelm.com 

 

Ungarn:  

Beatrix Fakó 

B.Fako@scwp.hu 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 


